
1 

25. 4. 75 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 92/1 

I 

(Mitteilungen) 

RAT 

ENTSCHLIESSUNG DES RATES 

vom 14. April 1975 

betreffend ein Erstes Programm der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für eine 
Politik zum Schutz und zur Unterrichtung der Verbraucher 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen W irtschaftsgemeinschaft, 

nach Kenntnisnahme von der Mitteilung der Kom-
mission über ein Erstes Programm der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zum Schutz und zur Unter-
richtung der Verbraucher, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (*), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 2 des Vertrages ist es Aufgabe der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, eine harmonische 
Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der Ge-
meinschaft, eine beständige und ausgewogene Wirt-
schaftsausweitung und eine beschleunigte Hebung der 
Lebenshaltung zu fördern. 

Die Verbesserung der Lebensqualität ist eine der Auf-
gaben der Gemeinschaft; diese Aufgabe setzt den 
Schutz der Gesundheit, der Sicherheit und der wirt-
schaftlichen Interessen der Verbraucher voraus. 

Die Erfüllung dieser Aufgabe erfordert die Durchfüh-
rung einer Gemeinschaftspolitik zum Schutz und zur 
Unterrichtung der Verbraucher. 

Die Staats- und Regierungschefs haben auf ihrer Kon-
ferenz am 19. und 20. Oktober 1972 in Paris diese 
Notwendigkeit betont, indem sie die Organe der Ge-
meinschaft aufforderten, die Maßnahmen zugunsten 
des Verbraucherschutzes zu verstärken und zu koor-
dinieren und bis Januar 1974 ein Aktionsprogramm 
vorzulegen — 

! 

BILLIGT grundsätzliche eine Politik zum Schutz und 
zur Unterrichtung der Verbraucher sowie die 
Grundsätze, die Ziele und die allgemeine Beschreibung 
der im beigefügten Ersten Programm definierten 
Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene, 

NIMMT ZUR KENNTNIS, daß die Kommission spä-
ter geeignete Vorschläge für die Ausführung dieses 
Programms, vor allem unter Einsatz der darin er-
wähnten Mittel und Wege, vorlegen wird, 

VERPFLICHTET SICH, über die genannten Vorschläge 
nach Möglichkeit binnen neun Monaten nach ihrer 
Übermittlung durch die Kommission zu entscheiden. 

(*) ABl. Nr. C 62 vom 30. 5. 1974, S. 8. 
(2) AEfl. Nr. C 97 vom 16. 8. 1974, S. 47. 


